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Liebe Schulleitungen, 

liebe Sekretariate, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
die Ferien sind zu Ende und das Schuljahr 2015/2016 hat begonnen. Ich möchte die Gelegen-
heit nutzen, um mich bei Ihnen als Nachfolger unseres vorherigen Landesschulrats Norbert Ro-
senboom und als neuer Leiter des Amtes für Bildung vorzustellen.  
 
Mit diesem Schreiben möchte ich Sie wie üblich über aktuelle Entwicklungen, Änderungen in 
Rechtsverordnungen und laufende Arbeitsvorhaben informieren. Bitte beachten Sie die aufge-
führten Hinweise und stellen Sie sicher, dass diese entsprechend umgesetzt werden. 
 
Beschulung von schulpflichtigen Flüchtlingen 

 
Die Zahl der nach Hamburg zugewanderten Flüchtlinge ist in den letzten Monaten erheblich 
angestiegen. Nachdem im Jahr 2014 insgesamt rund 12.000 Flüchtlinge nach Hamburg ge-
kommen waren, von denen wiederum circa die Hälfte in Hamburg verblieben, sind es im ersten 
Halbjahr 2015 bereits ebenso viele. Da ein beträchtlicher Teil dieser Flüchtlinge sich im schul-
pflichtigen Alter befindet, stellt dies auch unser Schulsystem vor große Herausforderungen. 

Um den auch weiterhin ansteigenden Flüchtlingszahlen gewachsen zu sein, wurden daher 
Struktur und Inhalte der schulischen Angebote in den letzten Monaten deutlich weiterentwickelt 
und ausgebaut. So wurden z.B. die Verfahren für die Zuweisung der Schulplätze vereinfacht, 
diverse Handreichungen erarbeitet und Fortbildungsprogramme für alle beteiligten Lehrkräfte 
und Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen gestartet. 

Derzeit werden über 4.650 Kinder und Jugendliche (Flüchtlinge und andere Zugewanderte) in 
Vorbereitungsklassen (z.B. Internationale Vorbereitungsklassen und Basisklassen) unterrichtet. 
Ziel der Beschulung in diesen Klassen ist es, den Flüchtlingen einen schnellen Einstieg in das 
Bildungssystem und eine gute Bildungsperspektive in der Hansestadt zu eröffnen.  

Im vorschulischen Bereich und in den Jahrgangsstufen 1 und 2 werden die Kinder gleich in die 
entsprechenden Regelklassen aufgenommen und erhalten dort eine zusätzliche sprachliche 
Förderung. 

Die bis zu 600 schulpflichtigen Kinder und Jugendlichen in den Zentralen Erstaufnahmen erhal-
ten in Gruppen mit bis zu 14 Schülerinnen und Schülern Bildungs- und Betreuungsangebote 
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und werden so auf den Besuch der Internationalen Vorbereitungsklassen in der Regelschule 
vorbereitet. An allen Schulen finden weitere flankierende Sprachfördermaßnahmen und soweit 
erforderlich auch eine sozialpädagogische Betreuung statt. 

 
Aktualisierung der Lehrer- und Schülerdatei (LuSD) 
 
Bereits 79 Schulen in Hamburg beschulen neu zugewanderte Kinder und Jugendliche ohne 
deutsche Sprachkenntnisse in Internationalen Vorbereitungsklassen (IVK) und Basisklassen.  
 
Aufgrund der anhaltenden Zuwanderung werden mit Beginn des neuen Schuljahres weitere IVK 
und Basisklassen eingerichtet. Für die Planung und Einrichtung neuer Klassen, aber auch für 
die Zuschulung von zugewanderten Kindern und Jugendlichen durch das Schulinformations-

zentrum (SIZ) sind eine gemeinsame und aktuelle Datenbasis in der LuSD und die regelmäßige 
Nutzung der Transferdatenbank (LuSD-Import) unerlässlich.  
 
Daher bitte ich Sie, die zum Schuljahresbeginn erfolgten Übergänge von Schülerinnen und 
Schülern aus IVK und Basisklassen in Regelklassen umgehend in die LuSD einzupflegen. Auch 
Schülerinnen und Schüler, die länger als ein Jahr in einer IVK oder Basisklasse verbleiben, sind 
in der LuSD entsprechend zu kennzeichnen.  
 
Gleichzeitig müssen zu Beginn des Schuljahres 2015/16 neu eingerichtete IVK und Basisklas-
sen in die LuSD eingepflegt werden, da das SIZ Schülerinnen und Schüler nur solchen Klassen 
zuschulen kann, die von den Schulen in der LuSD eingerichtet wurden. 
 

Ich möchte allen Beteiligten für Ihr besonderes Engagement bei der Bewältigung dieser ge-
meinsamen Herausforderung danken. Die Hamburger Schulen setzen ein klares Zeichen für 
eine Willkommenskultur in Deutschland. 
 
Schulpflichtüberprüfung der durch das SIZ zugeschulten Schülerinnen und Schüler 
 
Die Zuständigkeit für die Schülerinnen und Schüler, die Ihnen vom SIZ zugewiesen wurden, 
liegt bei Ihrer Schule. Sollte sich die Familie also nicht eigenständig bei Ihnen melden, treffen 
Sie bitte alle geeigneten Maßnahmen, um den Kontakt herzustellen. Eine Meldung an die 
Rechtsabteilung kann erst erfolgen, wenn auch ein Hausbesuch bei der Familie keinen Schul-
besuch bewirken konnte. In diesen Fällen verfahren Sie bitte entsprechend der Handreichung 
zum Umgang mit Schulpflichtverletzungen und fügen das Hausbesuchsprotokoll Ihrer Meldung 

hinzu. 
 
Des Weiteren möchte ich Sie darauf aufmerksam machen, dass in der Rechtsabteilung im Be-
reich Schulpflichtverletzung eine personelle Umorganisation stattgefunden hat. Sollten Sie Fra-
gen zur Schulpflicht oder zu den Bußgeldverfahren haben, wenden Sie sich bitte für die Buch-
staben (Nachname des Kindes): 
 
A-G an Herrn Holger Klee, V301-22, Tel. 428 63-2166, 
H-M an Herrn Peter Kühl, V301-21,  Tel. 428 63-2156, 
N-Z an Frau Lisa Bröcker, V301-20, Tel. 428 63-2158. 
 
 
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Grundschule und die Jahr-

gangsstufen 5 bis 10 der Stadtteilschule und des Gymnasiums 

 

Zum Schuljahresbeginn wurde die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Grundschule und 
die Jahrgangsstufen 5 bis 10 der Stadtteilschule und des Gymnasiums (APO-GrundStGy) ge-
ändert. Folgende Änderungen möchte ich besonders hervorheben:  
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1. Mathematikoffensive / Stärkung des Mathematikunterrichts: 

Künftig sind zur Stärkung des Mathematikunterrichts wöchentlich in jeder Jahrgangsstufe min-
destens vier Unterrichtsstunden Mathematik zu erteilen. In den Stundentafeln ist daher die Zahl 
der auf das Fach Mathematik entfallenden Mindeststunden in der Stadtteilschule und im Gym-
nasium von bisher 22 auf künftig 24 erhöht worden. Die Verteilung dieser 24 Mindeststunden 
auf die Jahrgangsstufen wird in § 36 Absatz 3 Nummer 4 geregelt. Der Gestaltungsraum verrin-
gert sich dementsprechend in der Stadtteilschule von bisher 21 auf 19 Wochenstunden und im 
Gymnasium von bisher 27 auf künftig 25 Wochenstunden.  

Die Regelung über die Einführung der vierten Mathematikstunde muss spätestens zum Beginn 
des Schuljahres 2016/17 umgesetzt werden. In Schulen, in denen jetzt noch nicht in allen Jahr-
gangsstufen 4 Stunden Mathematik unterrichtet werden, müssen daher die Schulkonferenzen 
im neuen Schuljahr eine Anpassung der schuleigenen Stundentafeln beschließen. 

Ab dem Schuljahr 2015/16 sollen in den Jahrgangsstufen 7 und höher nur noch studierte Ma-
thematiklehrkräfte Mathematik unterrichten. Spätestens ab dem Schuljahr 2017/18 gilt gleiches 
für die Jahrgangsstufen 5 und 6. Im Grundschulbereich soll pro Jahrgang mindestens eine 
Fachlehrkraft eingesetzt werden und insgesamt eine Fachlehrerquote von mindestens 50 Pro-
zent in allen Unterrichtsstunden sichergestellt werden. Die Behörde wird im 1. Halbjahr des lau-
fenden Schulhalbjahres abfragen, inwieweit der dargestellte Einsatz der Lehrkräfte bereits reali-
siert wird.  

Im Zusammenhang mit der Stärkung des Mathematikunterrichts möchte ich auf den Brief zur 

Einrichtung von Landesfachkonferenzen hinweisen, der Sie am 24.7.2015 per Rundmail er-
reichte. 

 

2. Wiederholung einer Jahrgangsstufe: 

Die inzwischen gewonnenen Erfahrungen mit Anträgen auf Wiederholung der Jahrgangsstu-
fe 10 führten zu einer Überarbeitung des § 12 APOGrundStGy. Die bisherige Fassung der Vor-
schrift wurde vielfach dahin missverstanden, dass eine Wiederholung des Abschlussjahrgangs 
bereits dann zu genehmigen ist, wenn die Schülerinnen und Schüler die in der Norm genannten 
Mindestvoraussetzungen erfüllt haben. Dabei wurde zumeist übersehen, dass neben die Erfül-
lung dieser Mindestanforderungen auch die Erwartung eines höheren Abschlusses treten muss. 
Diese ist jedoch dann nicht gegeben, wenn in zahlreichen weiteren Fächern der Leistungsstand 
der Schülerinnen und Schüler weit unterhalb der angestrebten Ebene liegt. 

Die präzisierte Norm soll künftig schulische Misserfolge der Betroffenen vermeiden und dazu 
beitragen, dass sie rechtzeitig eine berufliche Perspektive entwickeln, in die vorhandenen An-
gebote der beruflichen Bildung, insbesondere die duale Ausbildung, übergehen und damit eine 
realistischere Aussicht auf den Erwerb auch des angestrebten Schulabschlusses haben. Denn 
alle allgemeinbildenden Schulabschlüsse bis hin zur allgemeinen Hochschulreife können auch 
im berufsbildenden Schulsystem erreicht werden. Im neuen § 12 Absatz 3 wird die Schwelle, ab 
der eine Wiederholung wegen der Erwartung eines höheren Abschlusses genehmigt werden 
kann, angehoben und die Zahl der möglichen Wiederholungen auf eine begrenzt.  

Sofern nicht im Einzelfall negative Aspekte, beispielsweise erhebliche Schulpflichtverletzungen, 
der Erwartung des höheren Abschlusses entgegenstehen, dürfte die Wiederholung künftig bei 
Vorliegen der Voraussetzungen regelhaft genehmigt werden. Der bisherige § 12 Absatz 3, nach 
dem ein gebundener Rechtsanspruch auf Wiederholung bestand, wenn die Schülerinnen und 

Schüler nach dem Halbjahreszeugnis der Jahrgangsstufe 10 noch die Anforderungen der höhe-
ren Ebene erfüllten, den angestrebten Abschluss jedoch nicht erreicht hatten, ist entfallen, weil 
diese Schülerinnen und Schüler regelhaft einen Wiederholungsanspruch nach dem neuen Ab-
satz 3 haben werden. Damit entfällt auch die bisher bestehende Möglichkeit, eine Abschluss-
prüfung zu schwänzen und dadurch die Wiederholung der Jahrgangsstufe wegen der in § 25 
Absatz 2 angeordneten Rechtsfolge zu erzwingen. In § 12 Absatz 2 wird klargestellt, dass die 
Erwartung einer besseren Förderung im Abschlussjahrgang mit der Erwartung einhergeht, die 
Schülerin bzw. der Schüler werde auch einen höheren Abschluss erwerben. 
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3. Sonstige Änderungen: 

In den Schulen bestand gelegentlich Unsicherheit, ob auch Tendenznoten ausreichen, um eine 
an eine Note gekoppelte Berechtigung (z.B. das Latinum, s. § 35) zu erwerben. Der Erwerb der 
Berechtigung kann aber nicht davon abhängen, ob eine Schülerin bzw. ein Schüler die Schule 
verlässt und deshalb eine 4- im Abschlusszeugnis gemäß § 2 Absatz 6 Satz 2 als glatte 4 aus-
gewiesen wird. Daher wird in § 2 Absatz 6 geregelt, dass Leistungstendenzen bei der Zuerken-
nung von Berechtigungen nicht zu berücksichtigen sind. Diese Klarstellung ermöglicht es, in 
§ 13, der den Übergang in die Jahrgangsstufe 7 des Gymnasiums regelt, künftig auf die Nen-

nung der Leistungstendenzen zu verzichten, ohne dass hiermit eine inhaltliche Änderung ver-
macht ist.  

In § 5 wird klargestellt, dass Täuschungen und andere Pflichtwidrigkeiten unabhängig vom Zeit-
punkt ihrer Entdeckung dieselben Konsequenzen nach sich ziehen.  

In § 11 wird der fehlende Hinweis auf den Erwerb eines Schulabschlusses nach § 34 ergänzt. 

Die Änderungen in den §§ 29 und 30 schließen eine planwidrige Lücke. Bislang wurde gemäß 
§ 29 Absatz 3 Nummer 5 bzw. § 30 Absatz 4 Nummer 5 kein Abschluss erworben, wenn auf-
grund von Schwänzen – beispielsweise des Sportunterrichts – die Leistungen nicht bewertbar 
waren und die Nichtbewertbarkeit der Note 6 gleichstand. Ist die Schülerin bzw. der Schüler 
dagegen dem Mathematik-, Deutsch- oder Englischunterricht unentschuldigt ferngeblieben, hat 
aber an der Abschlussprüfung teilgenommen, wurde die für die nicht bewertbaren Unterrichts-
leistungen erteilte Note 6 gem. § 24 Absatz 3 mit der Prüfungsnote im Verhältnis 60 : 40 ver-

rechnet. Heraus kam immer eine Note, die nicht allein auf Nichtbewertbarkeit der Leistungen 
beruhte und dadurch das Erreichen des Abschlusses nicht hinderte. Die Neuregelung stellt klar, 
dass künftig auch nicht bewertbare Leistungen in einem der Prüfungsfächer den Erwerb des 
Schulabschlusses verhindern. 

Die Ergänzung in § 33 Absatz 4 stellt klar, dass die Möglichkeit der Nachprüfung gleichermaßen 
für Schülerinnen und Schüler gilt, die einen Schulabschluss oder die Versetzung in die gymna-
siale Oberstufe versäumt haben.  

Schülerinnen und Schüler, die in der Sekundarstufe I eine Jahrgangsstufe überspringen oder – 
beispielsweise aufgrund eines Umzugs – erst im Laufe der Sekundarstufe I in eine Lateinklasse 
eintreten, können nach dem Wortlaut des bisherigen § 35 das Latinum, das große Latinum und 
das Graecum selbst dann nicht erreichen, wenn sie den gesamten fehlenden Lernstoff erfolg-
reich nachgearbeitet haben und am Ende des Schuljahres die Anforderungen voll erfüllen, da 

sie nicht genügend Lernjahre in Latein bzw. Griechisch nachweisen können. Die vorgeschlage-
nen Änderungen führen dazu, dass auch diese Schülerinnen und Schüler künftig wie ihre Klas-
senkameraden das Latinum, das große Latinum oder das Graecum erreichen. Die Vorschrift 
findet jedoch nur Anwendung, wenn der entsprechende Sprachunterricht während des ent-
scheidenden letzten Schuljahres tatsächlich besucht wurde, jedoch nicht, wenn eine Schülerin 
bzw. ein Schüler während des ganzen letzten Schuljahres oder während des zweiten Halbjah-
res im Ausland oder aus sonstigen Gründen nicht in der Schule ist. 
 
Schulbesuche zum Stand der inklusiven Bildung 
 
Im neuen Schuljahr werden – wie im Koalitionsvertrag angekündigt - Besuche zum Stand der 
Umsetzung der Inklusion an Hamburgs Grundschulen, Stadtteilschulen und Gymnasien stattfin-

den. Jede Schule wird für die Vorbereitung, Besuchsdurchführung und Rückmeldung eine feste 
Ansprechperson aus einen Schulbesuchsteam, welches aus Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der BSB, des LI und einem Schulleitungsmitglied gebildet worden ist, erhalten. Geplant ist, im 
Schuljahr 2015/16 ca. 80 Schulen zu besuchen. 

 

Folgende Zielsetzungen sind mit diesen Besuchen verbunden: 

 Gemeinsame Bestandsaufnahme zum Einsatz der sonderpädagogischen Ressourcen 
und zur Umsetzung des integrierten Förderkonzepts  

 Sammlung von Good-Practice-Beispielen, die allen Schulen in einer Datenbank zur Ver-
fügung stehen wird 
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 Vermittlung von Unterstützungsangeboten für die einzelne Schule unter den Aspekten 
der Nachhaltigkeit, Passgenauigkeit und der Unterstützung für die Unterrichtsentwicklung 

 

Die Schulleitungen und Förderkoordinatorinnen und -koordinatoren erhalten durch das Schul-
besuchsteam eine Rückmeldung. 

In Kürze werden wir die für dieses Schuljahr ausgewählten Schulen über den genauen Ablauf 
informieren. Ihre zuständige regionale Schulaufsicht wird in Abstimmung mit dem obigen Team 
einen Termin mit der jeweiligen Schule vereinbaren. 

 
Informationen zum Diagnostikverfahren LSE im Schuljahr 2015/16  
 
Das im Sommer 2014 eingeführte zweistufige Diagnostikverfahren wurde zum 01. April 2015 
auf die Überprüfung der sonderpädagogisch förderbedürftigen Schülerinnen und Schüler in den 

Klassenstufen 3 und 4 der Grundschulen sowie aller Schülerinnen und Schüler der ReBBZ, der 
Privatschulen und Gymnasien beschränkt. Dort bleibt die Beteiligung der Diagnostikexpertinnen 
und -experten der ReBBZ unverzichtbar, da die von Schule und ReBBZ gemeinsam durchge-
führte Diagnostik für die gute Übergangsbegleitung der Schülerinnen und Schüler, für die 
Schulorganisation der Klassenstufe 5 und zukünftig auch für die Ressourcenzuweisung an die 
Stadtteilschulen herangezogen wird.  
 
Unverändert beinhaltet das zweistufige Diagnostikverfahren LSE eine Vorklärung und eine tie-
fergehende Diagnostik:  
1. Gibt es eine begründete Vermutung, dass ein sonderpädagogischer Förderbedarf LSE vor-
liegt, erfolgt an der allgemeinen Schule eine umfassende Vorklärung unter Verwendung des 
Klärungsbogens.  

2. Erhärtet sich durch die Vorklärung der Verdacht auf einen sonderpädagogischen Förderbe-
darf in den Bereichen Lernen, Sprache oder emotionale und soziale Entwicklung, findet eine 
tiefergehende sonderpädagogische Förderdiagnostik durch das zuständige ReBBZ statt.  
Zum Juni 2015 wurden die einheitlichen Diagnostikinstrumente überarbeitet. Folgende Instru-
mente werden für die Vorklärung und Diagnose zur Verfügung gestellt:  
 Klärungsbogen: Der Klärungsbogen dient an den allgemeinen Schulen der systemati-

schen Abklärung eines vermuteten sonderpädagogischen Förderbedarfs. Die Anlagen „Lernen“, 
„Sprache“ und „emotionale und soziale Entwicklung“ zum bisherigen Vorklärungsbogen wurden 
in den Klärungsbogen eingearbeitet.  

 Diagnosebogen: Auch für die sonderpädagogische Förderdiagnostik am ReBBZ wurden 

die einheitlichen Diagnosebögen überarbeitet. 

 Standardisierte Testverfahren: Für die sonderpädagogische Diagnostik im ReBBZ wer-

den fachlich anerkannte Testverfahren vorgegeben. Durch die Angleichung des Diagnostik-

maßstabes im gesamten Stadtgebiet sind die Ergebnisse damit erstmals über alle allgemeinbil-
denden Schulen hinweg vergleichbar. 
 
Um die Überprüfung der Schülerinnen und Schüler mit einem vermuteten oder bereits fest-
gestellten sonderpädagogischen Förderbedarf LSE in der Klassenstufe 4 zeitlich zu entzerren, 
ist mit der Vorklärung bereits seit April 2015 in den dritten Klassen begonnen worden. Spätes-
tens vier Wochen nach den Sommerferien - also spätestens am 25. September 2015 – müssen 
alle Vorklärungsbögen bei den ReBBZ vorliegen, damit bis Ende November die vertiefende Di-
agnostik durchgeführt werden kann.  
 
 
Vergabeschlüssel für die LSE-Förderung in den Klassenstufen 0 bis 4 

 
Bei der Vergabe der Lehrerstellen für die LSE-Förderung in den Klassenstufen 0 bis 4 hat sich 
das Prinzip der systemischen Ressource bewährt und wird beibehalten. Grundschülerinnen und 
-schüler besuchen in der Regel die Schule in direkter Nachbarschaft. Deren Schülerzahl ist da-
mit relativ stabil. Ihre soziale Lage ist wiederum ein Indikator für die Zahl von Schülerinnen und 
Schülern mit den sonderpädagogischen Förderbedarfen im Bereich Lernen, Sprache und emo-
tionale und soziale Entwicklung. Entsprechend bekommen die Grundschulen weiterhin je nach 
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sozialer Lage ihrer Schülerschaft und ihrer Schülerzahl eine systemische Personalressource, 
ohne dass der Bedarf für jedes einzelne Kind mit einem Gutachten nachgewiesen werden 
muss.  
Die systemische Ressourcenzuweisung gibt den Schulen dauerhafte Personalsicherheit und 
ermöglicht den flexiblen Einsatz des Personals, beispielsweise auch zur Verbesserung der 
Schulqualität oder zur Prävention. Deshalb werden die bisherigen Zuweisungsfaktoren für die 
systemische LSE-Ressource an allen Grundschulen so angehoben, dass den Grundschulen 
künftig 25 weitere Lehrerstellen für die sonderpädagogische Förderung LSE zur Verfügung ste-

hen. Diese Regelung gilt auch für die Klassenstufen 0 bis 4 der 6jährigen Grundschulen.  
 
Vergabeschlüssel für die LSE-Förderung ab Klassenstufe 5 in Stadtteilschulen und den 
Klassenstufen 5 und 6 der 6jährigen Grundschulen (Schulversuch) 
 
Die soziale Heterogenität der Hamburger Stadtteile und die freie Wahl der weiterführenden 
Schule führen zu deutlich unterschiedlichen Zahlen von Schülerinnen und Schülern mit den 
sonderpädagogischen Förderbedarfen Lernen, Sprache und emotionale und soziale Entwick-
lung an den weiterführenden Schulen. Um dennoch überall leistungsfähige Schulklassen si-
cherzustellen, sorgt die Schulbehörde für eine möglichst gleichmäßige Verteilung von Schüle-
rinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf LSE auf alle Stadtteilschulen. 
Dieses pädagogisch sinnvolle Verfahren führt dazu, dass die soziale Lage der jeweiligen Stadt-

teilschule und die danach zugewiesene LSE-Förderressource nicht immer mit der zugewiese-
nen Zahl von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf LSE überein-
stimmen. Die gleichmäßige Verteilung soll dennoch beibehalten werden, um an allen Stadtteil-
schulen leistungsfähige Schulklassen zu erhalten. Entsprechend richtet sich die Zuweisung der 
LSE-Förderressource künftig nicht mehr nach der sozialen Lage der Schule, sondern nach der 
genauen Zahl der Ihrer Schule zugewiesenen Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf LSE.  
Der Umfang der LSE-Förderressource für die Klassenstufen 5 bis 10 an Stadtteilschulen und 
den Klassenstufen 5 und 6 der 4 Schulversuchsschulen wird von den bislang geplanten rund 
435 Lehrerstellen um 75 auf 510 Lehrerstellen aufgestockt, das sind je 85 Stellen pro Klassen-
stufe. Jeweils mit der Einschulung in Klassenstufe 5 werden diese 85 Lehrerstellen anteilig nach 
Zahl der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf LSE auf die Klas-

senstufen 5 aller Stadtteilschulen und der Schulversuchsschulen verteilt. Diese LSE-
Förderressource bleibt auch beim Aufrücken der Klassenstufe bestehen und wächst bis in Klas-
senstufe 10 durch. Beim Wechsel von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf LSE aus den Klassenstufen 5/6 der Schulversuchsschulen und aus den Gymnasi-
en wird deren LSE-Förderressource auf die aufnehmende Schule übertragen.  
Um den Stadtteilschulen Planungssicherheit zu geben, wird die LSE-Förderressource pro Klas-
senstufe künftig unabhängig von der von Jahrgang zu Jahrgang schwankenden Schülerzahl 
zugewiesen. Sie bleibt auch deshalb eine systemische Ressource, weil sie nicht 1:1 bestimmten 
Kindern zuzuordnen ist, sondern von der Schule nach eigener Entscheidung sinnvoll zur Ent-
wicklung der inklusiven Schule eingesetzt werden kann. Die gleichmäßige Verteilung  der Stel-
len pro Klassenstufe vermeidet zudem die sehr ungleiche Verteilung der bisherigen LSE-
Förderressource, die in den Klassenstufen 5 und 6 zu einer deutlich schlechteren Ausstattung 

als in den Klassenstufen 7 bis 10 geführt hatte.  
Um die Zusammensetzung der gesamten Schülerschaft und die besonderen Herausforderun-
gen von Schulen in schwierigen sozialen Lagen zu berücksichtigen, erhalten Stadtteilschulen 
mit KESS-Faktor 1 oder 2 eine um zehn Prozent höhere Förderressource pro LSE-Schülerin 
und Schüler.  
 
Beginn der verbesserten Ressourcenzuweisung 
 
Die neue verbesserte Ressourcenzuweisung an Grund- und Stadtteilschulen wird erstmals mit 
Beginn des Schuljahres 2015/16 für die Klassenstufen 0, 1 und 5 zugewiesen und wird entspre-
chend im darauf folgenden Schuljahr fortgesetzt. 
 
Fortbildungsangebote des Landesinstituts für Lehrerbildung und Schulentwicklung zur 

Inklusion 
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Zur Weiterentwicklung einer inklusiven Schule  stehen im Zentrum der Fortbildungsarbeit des 
Landesinstituts im neuen Schuljahr umfangreiche Fortbildungs- und Beratungsangebote. Dazu 
gehören Beratung und Begleitung von Schulentwicklung und die Unterstützung bei der Gestal-
tung eines inklusiven Unterrichts. Das LI unterstützt die inklusive Schul- und Unterrichtsentwick-
lung u.a. durch zentrale Fortbildungen, durch Unterrichtshospitationen und daran anknüpfende 
passgenaue schulinterne Fortbildungen und Einzelberatung. Darüber hinaus wird auch in Ko-
operation mit Stiftungen die Netzwerkarbeit ausgebaut. Schwerpunktthemen im neuen Schul-

jahr sind das Classroom-Management, die Stärkung der multiprofessionellen Teamarbeit, der 
inklusive Fachunterricht und die Förder- und Entwicklungsdiagnostik. Besondere Bedeutung 
erhalten dabei im kommenden Schuljahr Fachexpertisen zu den sonderpädagogischen Förder-
schwerpunkten, insbesondere in den Bereichen Lernen sowie soziale und emotionale Entwick-
lung. Zusätzlich werden Vortrags- und Diskussionsveranstaltungen zu aktuellen Themen der 
Inklusion durchgeführt. 
 
Dienstvereinbarung über Grundsätze für die Beförderung von Lehrkräften in der Primar- 
und Sekundarstufe I und der Sekundarstufe II an staatlichen Schulen vom 19.06.2015 
 
Für die Beförderung in die Besoldungsämter A13 oder A14 hat die Dienststelle gemeinsam mit 
dem Gesamtpersonalrat neue Beförderungsgrundsätze abgeschlossen (s.a. Intranet: Beförde-

rungsgrundsätze Schule). Die Dienstvereinbarung fasst die bestehenden geltenden Regelun-
gen für die Beförderung (Ausschreibung, Auswahlverfahren, Beurteilung etc.) zusammen und 
regelt die Verteilung der Beförderungsstellen an die Schulen. Besonders hinweisen möchte ich 
auf zwei Punkte: Die Lehrerkonferenz kann nach dem Schulgesetz über Grundsätze der Über-
tragung dienstlicher Aufgaben und insoweit auch über Grundsätze zur Bestimmung von her-
ausgehobenen Aufgaben beschließen. Diese Grundsätze können an jeder Schule unterschied-
lich sein. Zum Teil werden Funktionen bestimmt, die überhaupt oder als nächstes ausgeschrie-
ben werden sollen. Sollte es an Ihrer Schule solche Grundsätze geben, reicht eine Erörterung 
der Ausschreibung in der Lehrerkonferenz aus.  
Falls es (noch) keine Grundsätze gibt – diese sollten an allen Schulen erarbeitet werden -, muss 
das Einvernehmen mit der Lehrerkonferenz in jedem Einzelfall hergestellt werden. Bei eventuell 
erforderlichen Abstimmungen genügt dafür eine einfache Mehrheit. Außerdem ist durch die 

Neuregelung des Personalvertretungsrechts Ihrem schulischen Personalrat der Ausschrei-
bungstext vorzulegen. Er hat dann zwei Wochen Zeit, um eine Stellungnahme abzugeben. Soll-
te keine Übereinstimmung über den Ausschreibungstext erzielt werden, ist die abschließende 
Entscheidung an den Amtsleiter Bildung delegiert worden. Insoweit bitte ich Sie, entsprechende 
Fälle über die Personalreferenten an die Amtsleitung zu schicken. 
 
 
Ich wünsche Ihnen ein erfolgreiches Schuljahr 2015/16 und verbleibe 
 
mit freundlichen Grüßen 
 

 


